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53. Verordnung: Änderung der Verordnung über die Sicherheits- und Gesundheitsschutz-
dokumente (DOK-VO)

53. Verordnung des Bundesministers für Arbeit und Soziales, mit der die Verordnung
über die Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokumente (DOK-VO) geändert wird

Auf Grund der §§ 5 und 18 Z 1 des Bundesgesetzes über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der
Arbeit (ArbeitnehmerInnenschutzgesetz – ASchG), BGBl. Nr. 450/1994, wird vom Bundesminister für
Arbeit und Soziales sowie auf Grund des § 132 Abs. 3 Z 6 in Verbindung mit § 18 Z 1 ASchG wird für
Betriebe und Tätigkeiten, die der Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194, unterliegen, vom
Bundesminister für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten verordnet:

Die Verordnung über die Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokumente (DOK-VO), BGBl.
Nr. 478/1996, wird wie folgt geändert:

1. Nach § 2 wird folgender § 2a eingefügt:

„§ 2a. Die Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokumente für Arbeitsstätten, in denen nicht mehr als
zehn Arbeitnehmer/innen regelmäßig beschäftigt werden und in denen keine Gefahren bestehen, für die
Schutzmaßnahmen festzulegen sind, können entsprechend der Anlage zu dieser Verordnung gestaltet
werden.“

2. Der bisherige § 5 erhält die Bezeichnung Abs. 1. In § 5 wird folgender Abs. 2 angefügt:

„(2) § 2a in der Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. 53 tritt mit 1. Jänner 1997 in Kraft.“

Hums

Anlage

Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokument
für Arbeitsstätten mit bis zu zehn Arbeitnehmern, in denen bei der

Gefahrenermittlung und -beurteilung keine Gefährdungen von Arbeitnehmern
festgestellt wurden, für die Schutzmaßnahmen festzulegen sind

Bezeichnung der Arbeitsstätte:

Adresse:

Zahl der im Zeitpunkt der Ge-
fahrenermittlung und -beurteilung
beschäftigten AN:

Bei der Gefahrenermittlung  und -beurteilung (§ 4 ASchG) wurden keine Gefährdungen von
Arbeitnehmern festgestellt, für die Schutzmaßnahmen festzulegen wären.

Ermittlung durchgeführt von:

Datum, Unterschrift:


